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Bettina Fless

geboren 1961 in Unna/Westfolen. Nach einer Bildhouer1ehre,

studierte sie am Seminar für Sprache und Schauspiel in Salem

Philosophie und Literaturwissenschof’r. Anschließend besuchte Bettina

F1ess dos Max Reinhardt Seminar in Berlin, und schloß 1986 im

Bereich Darstellende Kunst mit einem Diplom ab. Es folgten Engage—

ments als Schauspielerin am Stadttheater Gießen, bei den Berliner

Festspielen 1988 für die Werkschou Heiner Müller.

Seit 1988 ist Beh‘ino F1ess im Ensemb1e des Nationo1fheofers Monn-

heim. Regie: 1978 inszenierte sie ihr erstes eigenes Stück "Phönix"

mitdern women choos theutre in Unna, 1986 "Drei Schwestern" als

Abschlußorbeit on der Hochschule, sowie "Blut am Hals der Katze"

von Fossbinder (1989) mit der eigenen Theatergruppe "Triebthec1-

fer". 1989 inszenierte sie mit dem Triebfheafer "Memmingen, Ein

Theaterstück" im Studio Werkhous om Nationaltheater Mannheim.

1989 gründete Bettina Fless des "Ernst Bloch Theater" Ludwigsha-

fen, und plcmtnach dem Modell des Theaters Mühlheim o.d.Ruhr ein

eigenes Theater in Ludwigshafen.

"Memmingen, Ein Theaterstück" wurde für das Marshall Theater im

Rahmen der Auforenwerks’rch‘ mit der Autorin neu bearbeitet.

Bettina Hess wurde für ein Dromotiker—Werks’ripendium des Deutschen

Literaturfonds in Darmstadt vorgeschlagen.
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Regie

Bühne

Kostüme

Musik

Dramaturgie

Regieossistenz

Katherine Lips

Barbara

Christina, ihre Freundin

Michael

Anne, eine Studentin

Ruth, ihre Mutter

Hermann, ihr Vater

Klaus, Annes Bruder

Marianne

Thomas, ihr Freund

Die Frau

Der Mann

Dr. Berger, Dr. Teufel

Die Frau vom

katholischen Frauenverbond

Die erfolgreiche Frau

Das Mädchen aus Landshut

Erster Richter

Zweiter Richter / Staatsanwalt

Erster Henker / Verteidiger

Zweiter Henker / Beisitzer

Der Gerichtsdiener

Der eiserne Geistliche

Der Provinzbayer

1 . Krankenschwester

2. Krankenschwester

Drei BDM— Mädel

Drei erfolgreiche Frauen

Drei Mütter

Drei Frauen vom katholischen

Frauenverband

Amelie Niermeyer

Mark Gläser

Birgiflo Lehrer

Rudolf Gregor Knabl

Guido Hu||er
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Kirsten Esch

Michael Vogtmcmn
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Michael Vogtmcmn
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Thomas Kylou
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Thomas Ky\ou

Thomas Kylou

Michael Vogtmonn
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Anneliese Figue
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Souffleuse Anneliese Figue

Leitung der Kostümwerkstöfien Antie Lau

Kostümossistenz Julia Kufiner,

Kathrin Maurer

Moskenbildner Jost Lefin

Berta Engelhardt-Rieger

Technische Einrichtung

und Leitung Dieter Schmitz

Beleuchtung Werner Wolfsdorf

Ton Michael Goflfried

Requisi’re Hermann Schefers

Malersool Heinrich Schwarzmeier

Aufführungsdouer: ca. 2 Stunden

Keine Pause

Aufführungsrechte: Nyssen & Bonsemer GmbH, Köln
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Die 55 218, 2180, 2181), 219,

219a im Wortlaut

& 218. Abbruch der Schwangerschaft. (1) Wer eine Schwanger-

schaft obbricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit

Geldstrafe bestraft.

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von

sechs Monaten bis zu fünfjohren. Ein besonders schwerer Fall liegt

in der Regel vor, wenn der Täter

1 . gegen den Willen der Schwangeren handelt oder

2. leich’rfer’rig die Gefahr des Todes oder einer schweren Gesund-

heitsschödigung der Schwangeren verursacht.

(3) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die Strafe Freiheitsstrafe

bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. Die Schwangere ist nicht nach

Satz 1 strafbar, Wenn der Schwongerschoftsobbruch nach Beratung

(@ 218b Abs. 1 Nr. 1 und 2) von einem Arztvorgenommen worden

ist und seitder Empfängnis nicht mehr eis zweiundzwonzig Wochen

verstrichen sind. Das Gericht kann von einer Bestrafung der Schwan-

geren nach Satz 1 obsehen, wenn sie sich zur Zeit des Eingriffs in

besonderer Bedrängnis befunden hat.

(4) Der Versuch ist strafbar. Die Frau wird nicht wegen Versuchs

bestroFt.

@ 2180. 1ndikation zum Schwangerschaftsabbruch. (1) Der Ab

bruch der Schwangerschaft durch einen Arzt ist nicht noch 5 218

strafbar, Wenn

1. die Schwangere einwilligt und

2. der Abbruch der Schwangerschaft unter Berücksichtigung der

gegenwärtigen und zukünftigen Lebensverhöitnisse der Schwange-

ren noch ärztlicher Erkenntnis angezeigt ist, um eine Gefahr für das

Leben oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträch’rigung

des körperlichen oder seelischen Gesundheitszustundes der Schwan-

geren obzuwenden, und die Gefahr nicht auf eine andere für sie

zumuibore Weise obgewendei werden kann.

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 gelten auch als

erfüllt, wenn noch ärztlicher Erkenntnis

1. dringende Gründe für die Annahme sprechen, daß das Kind

infolge einer Erbonioge oder schödiicher Einflüsse vor der Geburt

cm einer nicht behebboren Schädigung seines Gesundheitszustan-

des leiden würde, die so schwer wiegt, daß von der Schwangeren

die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt werden kann,

2. on der Schwangeren eine rechtswidrige Tot noch den && 176 bis

179 begangen worden ist und dringende Gründe für die Annahme

sprechen, daß die Schwangerschaft auf der Tat beruht, oder

3. der Abbruch der Schwangerschaft sonst angezeigt ist, um von der



Schwangeren die Gefahr einer Notlage obzuwenden, die

0) so schwer wiegt, daß von der Schwangeren die Fortsetzung der

Schwangerschaft nicht verlangt werden kann, und

b) nicht auf eine andere für die Schwangere zumufbore Weise

obgewendef werden kann.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 dürfen seit der Empfängnis

nicht mehr 015 zweiundzwonzig Wochen, in den Fällen des Absat-

zes 2 Nr.2 und 3 nicht mehr als zwölf Wochen verstrichen sein.

@ 2 1 8 b. Abbruch der Schwangerschaft ohne Beratung der Schwan-

geren.

(1 ) Wer eine Schwongerschofiobbricht, ohne daß die Schwangere

1 . sich mindestens drei Tage vor dem Eingriff wegen der Frage des

Abbruchs ihrer Schwangerschaft an einen Berater (Absatz 2)

gewondt hat und dort über die zur Verfügung stehenden öffentlichen

und privaten Hilfen für Schwangere, Mütter und Kinder beraten

worden ist, insbesondere über solche Hilfen, die die Fortsetzung der

Schwangerschaft und die Lage von Mufler und Kind erieichiern, und

2. von einem Arzt über die ähnlich bedeutsamen Gesichtspunkte

beraten worden isi, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder

mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in g 218 mit Strafe

bedroht ist. Die Schwangere ist nicht nach Satz 1 strafbar.

(2) Berater im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 ist

1 . eine von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung

des öffentlichen Rechts anerkannte Beratungsstelle oder

2. ein Arzt, der nicht se1bsi den Schwongerschofisobbruch vor-

nimmt.

@ 219. Abbruch der Schwangerschaft ohne ärztliche Feststellung.

(1) Wer eine Schwangerschaft obbrich’r, ohne daß ihm die schrift—

liche Feststellung eines Arztes, der nicht selber den Schwanger-

schofisobbruch vornimmi, darüber vorgelegen hat, ob die Voraus-

setzungen des @ 2180 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3 gegeben sind,

wird mit Freiheitsstrafe bis ZU einem Jahr oder mit Geldstrafe

bestraft, wenn die Tat nicht in % 218 mit Strafe bedroht ist. Die

Schwangere ist nicht nochfSotz 1 strafbar.

@ 2190. Unrichfige ärztliche Feststellung. (1) Wer 015 Arzt wider

besseres Wissen eine unrichtige Feststeliung über die Voraussetzun—

gen des 5 21 80 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3 zurVor1oge noch 5219

Abs. 1 Trifft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit

Geldstrafe bestraft, wenn die Tot nicht in @ 218 mit Strafe bedroht

ist.

(2) Die Schwangere ist nicht nach Absatz 1 strafbar.



Die bayerische Justizministerin Mathilde Berghofer-Weichner



Notizen zu den Plädoyers

der Sfaatsanwaltschaft,

14. April 1989

Über neun Stunden tragen Herbert Krause und Dr. Johann Kreuz-

pointner vor, 79 "Fälle” stehen noch den Einstellungen vom 10,

April 89 noch zur Anklage. Zunächst begründen sie die Notwendig-

keit, den Angeklagten ZU verurteilen, mit einer fendenziösen Ausle-

gung des Verfossungsgerichtsurteils zur Fristenregelung vom Fe-

bruar 1975. Danach Tragen die beiden Staatsanwälte stehend

i "„ hselnd ieweils 5 "Fälle" vor und nennen ieweils am

Ende das "angemessene” Einzelstrofmoß. Eine Pause machen sie

nicht. Sie tragen vor, eilig, rnit Hohn und Sport in der Stimme, mit

persönlichen und groben Ausfällen gegen den Angeklagten und die

Zeuginnen, ihre Männer und ihre Familien.

Das Publikum - Presse und private Zuhörerschoft - verfällt noch und

noch in entsetztes Schweigen. Einzelne hilflose Versuche des

Protests - türeknollendes Hinousstopfen, zoghofle Zwischenrufe -

beonMorte? der Gerichtsvorsitzende mit Ordnungsrufen und der

scharfen Drohung, den Sao! räumen zu lassen.

Als Maßstab für die Strofantröge nennen die Staatsanwälte immer

wieder ”Tod oder Leben", das "höchste Rechtsgu’r - das Leben”. Sie

behaupten, die Notlage einer Frau müsse so schwer wie drohende

Lebensgefahr wiegen, erst dann sei sie als strofousschließend

cmzuerkennen. Und um die Indikation festzustellen, müsse der Arzt

”alle relevanten Gegebenheiten aufspüren und erfassen”, und zwar

gründlich. Dazu gehören alle Mifie| der ärztlichen Erkenntnis:

körperliche Untersuchungen, Konsultation von Housörzten und

Fochörzfen, Beiziehung von Kronkenunterlogen. Darüber hinaus

müsse sich der Arzt von der Schwangeren Urkunden vorlegen

lassen, etwa die Bescheide über Arbeitslosengeld oder Sozialhilfe,

über Einkommen oder Sporguthoben, über Miete oder Kreditbelo—

stung. Bei Konflikten müsse er weitere Personen in das Gespräch

einbeziehen, etwa den Ehemann oder den Freund, die Eltern oder

Schwiegereltern, damit sie auf die Schwangere einwirken. Auch

Auskünfte von Arbeitgebern, Kreditsochbeorbei’rern und Jugend-

omtspersonen soll er einholen. Ob das alles überhaupt mit seiner

ärztlichen Schweigepflicht vereinbar wäre - dazu äußern sich die

Staatsanwälte nicht.

Theissen wird der "Refiungswillen für das ungeborene Leben”

obgesprochen, denn er habe aus Gewinns’rreben den Frauen

geholfen und sich dabei nur noch ihren Wünschen gerichtet. Zu

seinen Gunsten wird eingeräumt, daß er sich den Frauen intensiv

zugewendet und ihnen keinen Schaden zugefügt habe - außer daß

er sie in die Kriminalität getrieben habe.
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In raschem Tempo folgen alle 79 "Fälle": Abbruchdafum, persön-

liche Angaben zur Zeugin (nur der Name fehlt), ihrem Mann oder

Freund, ihren Kindern, Eltern und Geschwistern. Häufig werden

Beruf, Wohnort und Arbeitgeber genonn’r—für Leute aus der Gegend

müssen viele der Frauen erkennbar gewesen sein. Der Schuiz der

Persönlichkeit wird auch hier dem Sfrofonspruch des Staates unter-

geordnet.

Akribisch werden Einkommen, Wohnungsgröße und Ausstattung,

Schuldenbeiostung, monatliche Verpflichtungen, Automorke und

Kaufpreis, Urlaubsreisen und finanzielle Gewohnheiten der Zeugin-

nen und ihrer Partner und Eltern aufgelistet, um schließlich daran zu

messen, ob die Frau einen Grund zum Abbruch gehabi habe. Wenn

aber eine Frau, 22 Jahre und ledig, deren Freund das Kind nicht

will, vor ihrer Entscheidung eine "Gewinn- und Verlustrechnung”

aufmacht, in der sie die ”Aufwendungen und Einbußen" für das

zukünftige Kind betrachtet und schließlich zu einem "negativen

Ergebnis fürs Kind” kommt - dann qualifiziert dies der Stooisonwolf

als ein "Rechenbeispiei, dos zutiefst lebensverochtend" sei. Zehn

Monate Freiheitsstrafe soll dies den Angeklagten kosten, da er sich

”mit dieser wideriichen Haltung gemein" gemacht habe.

Andere Zeugen wiederum werden wegen ihres "orieniolisch-wort-

reichen" Auftretens verhöhn’r, Frauen werden bezichtigt, wegen

ihrer ”vermeintlichen Selbstverwirklichung" abgetrieben zu haben,

finanzielle Notlagen sind ”reine Einbiidung", "psychische Belastun-

gen müssen iedem - auch der Frau - zugemutef werden", es wäre

"zumutbar gewesen, den Lebensstil zu ändern" (es handelt sich um

hohe Schulden durch Pferderennen, Geschenke an die Familie im

Ausland, andere Spielschuiden des Ehemannes), Armuivon auslän—

dischen Familien ist "selbstverschuideidurch die Beschränkung des

eigenen Lebensstandards” wegen Houskoufs in der Heimat, den

ledigen Frauen (viele von ihnen haben bereits Kinder) ist "durchaus

zuzumuien, Sozialhilfe zu beantragen", das sei der "normale Fall

der iedigen Mufler, die sieht nun mal in unserer Gesellschaft nicht

giönzend da" und schließlich könne von der "werdenden Großmut-

ter ohne weiteres verlongiwerden", das Kind ihrer Tochtercufzuzie-

hen.

War die Frau arbeitslos, dann hätte sie das Kind im kriegen können,

sie hatte doch genug Zeit. Hoffe die Frau Arbeit, dann höhe sie das

Kind io kriegen können, sie hofle doch genug Geld, eine Pflegestelle

zu bezahlen. War die Ehe zerrüt’ref, dann höhe sie das Kind io

kriegen können, weil sie sich ohnehin nicht mehr nach dem Mann

richten mußte. War die Ehe intakt, dann gab es io keinen Grund zum

Abfreiben. War der Mann gegen den Abbruch, dann hätte Dr.

Theissen ihn anhören und gemeinsam mit ihm die Frau umsiimmen

müssen War der Mann für den Abbruch, dann hätte Dr. Theissen

nicht auf ihn hören sollen. Führte Dr. Theissen mehrere Gespräche
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mitder Frau und "verordnete” ihr weitere Bedenkzeit, dann hätte er

schließlich den Abbruch nicht machen dürfen, war er doch offen-

sichtlich selbst nicht von der Notlage überzeugt. Redete er nur

einmal mit der Patientin, zeugte das von unkriiischer Wiliföhrigkeit

und Gewinnsireben. Hoffen Frauen ihre "Familienplanung abge-

schlossen”, dann waren sie kinderfeindlich. Bekomen sie aber noch

dem Abbruch ein weiteres Kind, dann war das rückwirkend der

Beweis, daß damals keine Notlage vorlog. Also waren sie lebens—

feindlich.

Vieles ist bedrückend an diesen P|ödoyers.

Die Staatsanwälte treten auf, als hätten sie eine persönliche Abrech—

nung mit dem Angeklagten und den Frauen zu leisten Ihre Sprache

ist durchsetzi mitzynischen Seitenhieben auf den Angeklagten, auf

Ausländer, auf die Öffentlichkeit. Dabei sind sie sich der Anwesen-

heit der Presse offensichtlich bewußt; viele ihrer Einlossungen

scheinen geradezu als Schlagzeilen formuliert. Ob der Adressof

möglicherweise die Justizministerin in München war?

Bedrückend isivor allem das psychische, soziale und wirtschaftliche

Elend eines Teils der weiblichen Bevölkerung, des in der Aufzählung

der Staatsanwälte lebendig wird - ein Effekt, dessen sie sich wohl

nicht bewußt sind. Armut, Enge, Einsamkeit, Zukunfiscngst, Woh-

nungsnoi, Arbeitslosigkeit, Unterbezahiung, Ausbeutung, familiäre

Zerrüh‘ung, Abhängigkeit, Mißtrouen, Heimlichkeit, Gewalt, Krank-

heit, Sucht und Schulden in unvorsieliborem Ausmaß. Dazwischen

auch eine Ahnung von Familienzusammenholt und nochborschofi-

licher Hilfe, die wohl die Voraussetzung dafür sind, daß die Frauen

unter diesen Bedingungen überhaupt ihre Kinder großziehen kön-

nen: 55 der Zeuginnen hatten bis zu ihrem Abbruch zusammen 97

Kinder; danach, bis zu den Vernehmungen kamen noch 16 Kinder

hinzu.

\

Und bei allem ging es gar nicht wirklich um die Frauen, ihre

Schicksale waren wieder einmoi nur Mittel zum Zweck: Sie mußten

moralisch und rechtlich abquoiifiziert werden, damit Dr. Theissen

schuldig erscheinen konnte. Keine einzige Notioge konnten die

Staatsanwälte erkennen, selbst "beim besten Willen" nicht. Jedem

Abbruch wurde ein bestimmtes Strofmoß zugerechnet, 3 oder 6

oder 12 Monate - schließlich waren 646 Monate Freiheitsenizug

ouigehöuit, des sind 53 Jahre und 10 Monate! Der 5|‘roiontrog

lautete auf 3 Jahre und 6 Monate Gefängnis sowie 3 Jahre

Berufsverboi als Frauenarzt.

Renate Sadrozinski



Landgericht Memmingen

HOHhof ]

8940 Memmingen

Te|.08331-1051

Aktenzeichen: 1K|s 23 Js 9443/86

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

der 1 . Strafkammer des Landgerichts Memmingen

in dern Strafverfahren gegen

Dr. Theißen Horst Peter,

Frauenarzt,

deutscher Staatsangehöriger

-Angeklagter—

wegen Abbruchs der Schwangerschaft

in der Houptverhondlung vom 5. Mai 1989,

on der teilgenommen haben

Vers. Richter am LG Berner als Vorsitzender,

Richter am LG Heinrich und Richterin Grenzstein als beisitzender

Richter, Johannes Schropp und Hermann Geiger als Schöffen,

Engelbert Höfele als Ergänzungsschöffe,

Staatsanwalt Krause und Sfcofsonwoh‘ Dr. Kreuzpoinfner als

Beamte der Staatsanwahschofi‚

Rechtsanwalt Dr. Kreuzer, Rechtsanwalt Dr. Cobler,

Rechtsanwalt Dr. Fischer als Verteidiger,

Justizhouptsekretörin Scherber

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle.
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l.

Der Angeklagte ist schuldig des Abbruchs der Schwangerschaft

in 36 Fällen, des versuchten Abbruchs in 4 Föllen sowie des

Abbruchs ohne ärztliche Feststellung in 39 Fällen in Toteinhei’r mit

Abbruch ohne Beratung der Schwangeren.

||.

Gegen ihn wird unter Einbeziehung der Strafe aus dem Urteil des

Landgerichts Augsburg vom 22. September 1988 in Verbindung

mit dem Urteil des Amtsgerichts Augsburg vom 24. Februar

1988 (Az. 508 Js 20792/87) auf eine

Freiheitsstrafe von insgesamt 2 Jahren 6 Monaten

erkannt.

||].

Dem Angeklagten wird auf die Dauer von 3 Jahren die

Ausübung seines Berufes als Arzt für die Frauenheilkunde und

Geburtshilfe verboten.

W.

Der Angeklagte trägt die Kosten des Verfahrens.

Angewenclete Vorschriften: 55 218 Abs. 1, 22, 2180, 218b

Abs. ], 219 Abs. ], 52, 53, 55, 47 Abs. 1,70 Abs. 1,70 Abs.

1 StGB

H



Aus der Urteilsbegrünclung

Würdigung einzelner Fälle

Im Frühiohr 1985 wurde die 32 Jahre alte verheiratete kaufmänni-

scheAngestellte—von ihrem Ehemann schwanger. 3 Wochen vor

Feststellung der Schwangerschofi hatte sie begonnen, ihre Nervosi-

tät und Schlafstörungen mit dem Beruhigungsmiffei Vaiium 10 zu

bekämpfen, von dem sie fast ieden Abend eine Tablette und

gelegentlich uniertags noch eine zweite Tablette eingenommen

hatte. ihre Unruhezustönde waren auf gewisse Erziehungsschwie-

rigkeiien mii ihrem Kind aus erster Ehe zurückzuführen.

Do Frau —— befürchtete, daß die Leibesfruchidurch die während des

Beginns der Schwangerschaft eingenommenen Beruhigungsmiflel

geschüdigisein könnte, suchte sie am 16.4.1985 den Angeklagten

in seiner Praxis auf und bat ihn, einen Schwongerschofisobbruch

vorzunehmen. Der Angeklagte stellte durch Ultraschall die 6.

Schwongerschqffswoche fest. Als sie ihre Angst wegen einer

möglichen Schädigung der Leibesfruch'r durch das eingenommene

Voiium äußerte, erklärte der Angeklagte unzutreffend, daß eine

solche Schädigung gerade in den ersten Wochen der Schwanger—

schaft nicht auszuschließen sei. Er wies Frau — auch auf das

Erfordernis der Soziolberoiung sowie der Vorlage eines Indikations-

guicxchiens eines anderen Arztes hin und sprach möglicherweise

auch die Notwendigkeiieines stationären Abbruchs an. Im übrigen

forderte er sie auf, sich ihren Enischluß nochmals gut zu überlegen.

Als Frau -— am 25.4.1985 den Angeklagten erneut oufsuchte,

fragte er, ob sie sich ihren Enfschiuß zum Abbruch gründlich

Überlegt habe, was diese bejah’re. Dann ließ er sie eine Einverständ-

niserklörung unterschreiben und nahm den Schwongerschoftsob-

bruch vor Anschließend bezahlte Frau — hierfür 600,— DM und

mußte noch 1 bis 1 1/2 Stundenm einem Ruheroum verbringen,

bevor sie sich von ihrem Ehemann abholen lassen konnte. in der

Folgezeithoflesie keine Beschwerden mehr. Solchewurden auch|m

Rahmen einer Koniroiiunfersuchung am 17.5.1985 nicht festge-

stellt.

Nach der Schilderung der Einnahme von Volium 10 durch Frau —

war für den Angeklagten als Arzt erkennbar, daß kein Grund zur

Besorgnis bestand, das entstehende Kind werde infolge dieser

Medikamenteneinnohme geschädigt sein.
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Dr. Theissen im LandgerichiMemmingen

Bei Frau — lag im Zeitpunkt des Abbruchs darüber hinaus eine

unobwendbare Notlage aus der Sicht des Angeklagten nicht vor.

Auch obiektiv war eine solche nicht gegeben. Frau — ist seit— mit

dern Kaufmann — verheiratet. Imjc1hr 1985 war sie bei ihm als

kaufmännische Angestellte miteinem monatlichen Nettoeinkommen

von 1 .500,— DM beschäftigt. Das Einkommen ihres Ehemannes ist

nicht bekannt, entspricht iedoch seiner Tätigkeit. Aus einem 1983

gemeinsam mit ihrem späteren Ehemann durchgeführten Hausbau

entfiel auf Frau — ein Schuldenonteil in Höhe von 120000,- DM,

aus dem sich eine monatliche Belastung für sie selbst in Höhe von

684,40 DM ergab.

Für den aus erster Ehe stammenden Sohn bezieht und erhielt sie

schon im Jahre 1985 monatlich 500,- DM Unterhalt.

Diese finanziellen Verhältnisse reichten für die Versorgung eines

weiteren Kindes aus. Daß sich Frau — im Zeitpunkt des Schwanger-

schafisabbruches in einer allgemeinen Notlage aufgrund einer

besonderen psychischen Belastung befunden habe, ist nichtfests?ell-

bar. Daß die Einnahme von Beruhigungsmih‘eln nicht nur wegen der

Erziehungsschwierigkeiten mit ihrem Sohn aus erster Ehe und der

daraus resultierenden Nervosität, verbunden mit Schlafstörungen,

erfolgte, sondern im Zusammenhang mit darüber hinausgehenden

psychischen Belastungen stand, ist nicht erkennbar.
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II.

im Frühjahr 1985 wurde die damals 35 Jahre alte verheiratete

Lehrerin — von ihrem Ehemann schwanger. Zu dieser Zeit besten-

den in ihrer Ehe gelegentlich Spannungen, die sich aus einer

Summierung von A1|iogsproblemen ergaben. Hierbei spielten auch

finanzielle Probleme im Zusammenhang mit dem Erwerb des ge-

meinsamen Wohnhauses eine Rolle. Auch wurde manchmal von

Scheidung gesprochen, ohne daß dies iedoch näher konkretisiert

wurde.

Frau — war ZU dieser Zeit und ist immer noch Fachlehrerin im

Angesiellfenverhölinis und verdiente imjohr 1985 bei einer Teilzeit-

beschöf’rigung von 17 Stunden pro Woche monatlich 1 .OOO,— DM

netto. Ihr Ehemann erhielt 1985 eiwa 3.000,— DM neh‘o. Die

Eheleute haben 2 Töchter, geboren 1975 und 1978.

Im Jahr 1983 kouf’ren sie ein Haus zum Preis von knapp 400.000,-

DM, wozu sie Darlehen in Höhe von insgesamt 150.000,- DM

aufnehmen mußten. Hieraus resultierfe eine monatliche Belastung

von etwa 1.500,— DM.

Als Frau — ihre erneute Schwangerschaft feststellie, glaubte sie, ein

weiteres Kind nichtaufziehen zu können. Von einer Verwandten aus

ihrer Umgebung erfuhr sie die Adresse des Angeklagten und

vereinbarte mit diesem telefonisch einen Termin für einen Schwan-

gerschof’rsobbruch.

Zu diesem Zwecke erschien sie bei ihm am 1 ‚4.1985 in der Praxis.

Der Angeklagte fragte sie, ob sie den Abbruch wirklich wolle und

ihn sich gut überlegi habe, was Frau —— beiohie miidem Bemerken,

daß der Abbruch für sie sehr wichtig sei. Sie umriß daraufhin kurz

ihre persönliche Situation und sprach möglicherweise auch an, daß

es in der Ehe nicht recht stimme. Insbesondere erklärte sie, daß es

ihr darauf ankomme, weiter zu arbeiten, um ihre Eigenständigkeii

gerade im Hinb1ick auf den Zustand ihrer Ehe zu bewahren. Der

Angeklagte, der durch U1troscho“ die 10. Schwangerschofiswoche

festgestellt hofle, fragte sie möglicherweise auch noch einer Bero-

iungsbescheinigung, bestand iedoch nicht auf deren Vorlage. Im

Anschluß an dieses etwa 5 bis 10 Minuten dauernde Gespräch

bezahlte Frau — 500,- DM und unierschrieb die Einversiöndniser—

kiörung. Sodann nahm der Angeklagte den Schwangerschofisob-

bruch vor. Nach einer Ruhepouse von eiwo 15 bis 20 Minuien

konnte Frau — die Praxis veriassen und hoffe in der Folgezeit keine

Beschwerden mehr. Vor Verlassen der Praxis wurde sie vom

Angeklagten auf das Erfordernis der Schwangerschafisverhüiung

hingewiesen.
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Nach der Schilderung von Frau — konnte der Angeklagte von einer

unobwendbcxren Notlage nicht ausgehen. Anhaltspunkte dafür,

daß Frau — die ehelichen Probleme dem Angeklagten so drastisch

schilderte, daß dieser von einer Ehekrise oder gar einer Zerrüflung

der Ehe ausgehen mußte, bestehen nicht. Auch wenn im Zuge der

Ehes’rreifigkeiten von Scheidung gesprochen worden sein soll, so

waren Ansatzpunkte dafür, daß dies io’rsöch1ich verwirklichiwerden

könnte, der Schilderung von Frau — nicht zu entnehmen. Auch die

finanzielle Situation der Eheleute erlaubte dos Aufziehen eines

weiteren Kindes. Im übrigen haften sie beim Aufwachsen ihrer

beiden Töchter bewiesen, daß deren Betreuung neben der Berufs-

tätigkeit von Frau — möglich war. Selbst wenn in ihrer neuen

Umgebung in —— die Möglichkeit der Betreuung weniger günstig

gewesen sein sollte, so mußte auch der Angeklagte davon ausge—

hen, daß bei einer 1ediglich fei1zeiibeschöfiigien Lehrerin Möglich-

keiten gegeben waren, durch stundenweise Betreuung eines sol-

chen Kindes durch eine andere Person während der verhältnismä-

ßig kurzen berufsbedingfen Abwesenheitder Mutter dessen Aufzie-

hen zu ermöglichen, zumal sie 015 teilzeiibeschöfiigie Lehrerin ihre

Wochenstundenzcxhi auch noch hätte reduzieren können.

Im Frühiohr 1986 lernte die zu dieser Zeit 18 Jahre alte ledige

Zahnarzthelferin — den etwa gleichoh‘rigen Lehrling— kennen.

Diese Freundschafidcuer’re etwa 9 Monctelong. A15Frdu —Anfong

1987 vermutete, daß sie schwanger sei, ’reihe sie dies ihrem Freund

mit, der daraufhin erklärte, daß sie das Kind "wegmochen lassen”

solle, ganz gleich wie. Er gebe ihr für das Kind "keine müde Mark”.

Auch habe er ihr Schläge angedroht.

Frau — hatte im Oktober 1984 eine Lehre 015 Zohnorz’rhelferin

begonnen. Diese sollte im Juli/Augus’r 1987 beendet sein. Wäh-

rend dieser Ausbildung erhielt sie monatlich 540,- DM neh‘o. Sie

wohnte in der Wohnung ihrer aileinstehenden Mutter, bestehend

aus 2 Sch1ofzimmern, 1 Wohnzimmer, Küche, Bad und WC, und

mußte hierfür keine Miete bezahlen. Diese Wohnung 109 im ersten

Stock eines Zweifamilienhauses, dessen Erdgeschoß von den

Großeh‘ern von Frau — bewohnt wurde. Der damals 59 Jahre cite

Großvater war noch berufstöfig, die gleicholtrige Großmutter

Hausfrau. Diese1ih‘ on gesundheitlichen Beschwerden on Hüfte und

Knie und war gelegentlich fogeweise beiilögrig, konnte aber den

Houshoit für 0116 Housbewohner besorgen. Die Mutter von Frau —

war im Schichtdiensi tätig.
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Richter Off, Vorsitzender Berner, Richter Heinrich

Da ihr der Angeklagte vom Hörensogen her als guter Arzt bekannt

war, suchte Frau —diesen zunächstam 13.1 1987 in seiner Praxis

auf, gab einen Krankenschein ob und erklärte ihm, daß sie das Kind

nicht haben wolle. Der Angeklagte forderte sie auf, sich dies
nochmals durch den Kopf gehen zu lassen. Insbesondere solle sie

mit ihrem Partner oder ihrer Mutter sprechen. Darauf erwiden‘e

Frau —, daß sie mit ihrem Partner gar nicht erst zu reden brauche

und von ihrer Mutter auch nur ousgeschimpfi werde. Hierfür zeigte

der Angeklagte Verständnis, er wies iedoch darauf hin, daß es kein

Unglück sei, wenn man ein nichfeheiiches Kind zur Weit bringe.

Ferner teilte sie ihm mit, daß sie noch in der Lehre stehe. Insbeson-
dere erzählte sie ihm, daß ihr Freund nichton dem Kind interessiert

sei und daß er gesagt habe, sie solle schauen, daß das Kind

wegkomme. Dieses Gespräch, zu dessen Beginn der Angeklagte

bei der Patientin die 7. Schwongerschoffswoche festgestellt hatte,

dauerte etwa 1/2 Stunde. Der Angeklagte sprach dabei auch an,

daß Frau —, falls sie das Kind nicht austragen wolle, eine Sozial-

berotungsstelie aufsuchen müsse, und daß er dann die ärztliche

Indikation feststellen werde, woraufhin der Abbruch in einer Klinik

in Ravensburg vorzunehmen sei. Frau —— gab iedoch zu erkennen,

daß sie den Abbruch nicht in einem Krankenhaus vornehmen lassen

wolle, da sie Sorge um ihre Lehrstelle habe, wenn ihr Chef von der

Schwangerschaft erfahre, Daraufhin erhielt sie von dem Angeklag-

ten sofort einen weiteren Termin zur Durchführung eines Abbruchs.
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Richterin Grenzstein, Vorsitzender Barner, Richter Heinrich

Am 20.1 .1987 suchte sie vereinborungsgemöß den Angeklagten

nochmals auf und wurde von ihm erneut untersucht. Im Rahmen des
etwa wieder i/2 Stunde dauernden Gesprächs erklärte sie ihm,
daß sie mit ihrem Freund und ihrer Mutter nicht gesprochen habe,
und betonte nochmals, daß sie vor dem Lehrobschiuß stehe und im
Falle einer Schwongerschofi ihre Lehre abbrechen müsse Der An—
geklagte nahm daraufhin iedoch den Schwongerschaffscbbruch

noch nicht vor, sondern forderte sie auf, sich ihren Enfschluß
nochmals gutzu überlegen und schickte sie mitdem Bemerken nach
Hause, wenn sie einen Abbruch wolle, müsse nochmals ein Termin

vereinboriwerden. Als Frau — kurz doraufwieder in der Praxis des

Angeklagten onrief, erhielt sie von der Arzthelferin einen Termin für
den 27. i . i 987 genannt. Auch wurde sie seifens der Arzihelferin

aufgefordert, mit niemandem darüber zu sprechen und 450,- oder

500,- DM mitzubringen.

Am 27. i . i 987 suchte sie die Praxis auf, übergab einen Betrag von
400,- DM der Sprechstundenhiife, und der Angeklagte nahm den

Schwongerschoflsobbruch vor.

In der Folgezeittrofen bei Frau — keine Komplikationen auf, die auf
den Abbruch zurückzuführen gewesen wären. Solche wurden auch
bei einer am 7.2. 1987 durchgeführten Kontrollunfersuchung nicht
festgestellt.
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Als die Muh‘er von Frau — zu einem späteren Zeitpunkt von dem

Schwangerschofisobbruch erfuhr, fragte sie ihre Tochter, warum sie

ihr nichts von der Schwangerschaft erzählt habe. Als diese erklärte,

sie habe Angst gehabt, ousgeschimpii zu werden, erklärte ihre

Mutter, daß sie die Situation guivers’rehen könne, da sie io seibsiein

nichteheiiches Kind gewesen sei; es sei besser so, daß das Kind nun

weg sei.

Aufgrund der ausführlichen Gespräche, in deren Rahmen Frau ——

den Angeklagten Über ihre persönliche Lebenssituation voll infor-

mierte, konnte diese sich dem Angeklagten aus seiner Sicht nicht als

unobwendbore Notlage darstellen. Als Arzt war ihm bewußt, daß

bei Arzthelferinnen, auch Zohnorziheiferinnen, noch einer Unter—

brechung infolge einer Schwangerschaft die Ausbildung anschlie-

ßend wieder fortgesetzt und die Abschlußprüfu ng nochgeholiwerden

konnte. Auch war ihm bewußt, daß Frau — deshalb von ihrem

Lehrherrn nicht en’rlossen werden konnie. Er mußte zwar auch davon

ausgehen, daß Frau ——von ihrem Partner keinerlei Unterstützung zu

erwarten hoffe. Andererseits war sie iedoch noch in den Familien-

verband eingegliedert und wohnte zu Hause. Bei dieser Sachlage

wäre, auch wenn die Großmutter infolge gesundheitlicher Be-

schwerden gelegentlich Togeweise ans Bett gefesselt war, doch die

Betreuung eines Kindes von Frau — möglich gewesen. Auch in

finanzieller Hinsicht hätte dem nichts entgegengesionden, da sie,

wie der Angeklagte wußte, nach Abschluß ihrer Ausbildung ein

monatliches Nettoeinkommen von mehr als 1 .OOO,- DM zu erwarten

hatte. Bis dahin höi're sie im ersten Jahr noch der Geburt 600.- DM

monatlich Bundeserziehungsgeid und im zweiienjohrdos in Boden—

Würflemberg gewährte Londeserziehungsgeld von wiederum

monotiich 600; DM in Anspruch nehmen und danach ihre Lehre zu

Ende führen können.

IV.

Ende 1981 wurde die zu diesem Zeitpunkt 37Johre alte Türkische

Arbeiterin —von ihrem Ehemann schwanger. im Hinbiici< auf ihre

bereits vorhandenen Kinder waren die Eheleute entschlossen, kein

weiteres Kind mehr oufzuziehen.

Frau — ist in — und in der benachbarten Stadt — aufgewachsen,

wo sie die Volksschule bis zur 4. Klasse besuchte. Ihr Vater war —,

die Muh‘er Hausfrau. Diese lebten von einer Unterstützung in Höhe

von 200,- bis 300,- DM zuzüglich 200,— DM für Heizkosten, die

ihnen Frau —— monaiiich zukommen ließ. Im Jahr 1981 heirofeie

Frau — ihren aus — stammenden Ehemann. Frau — erhieh‘ Anfang

1982 monatlich 1.300,- bis 1.350,- DM netto, Herr — etwa

1.700,— DM neflo. Bereits imjohr 1982 bewohnten die Eheleute ein
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Einfamilienhaus mit 160 qm Wohnfläche, für das sie 350,— bis 380,—

DM Miete bezahlen mußten.

lmjahre —wurde der erste Sohn der Eheleute in der Türkei geboren

und kam nach dem Besuch der Volksschule in der Türkei im

Dezember 1979 nach Deutschland. Seit 1981 ist er in der Arbeit-

geberfirmo seines Vaters beschäftigt. im Jahre 1982 war er noch

unverheirotet. Von seinem Verdienst führte er an seine Eltern

monatlich 600; bis 700,- DM ab.

Der zweite Sohn wurde in der Türkei geboren und besuchte dort

ebenfalls die Volksschule. Im September 1979 kam er nach Deutsch—

land, arbeitete iedoch nur immer kurzzeitig und blieb im wesentli-

chen zu Hause. Von seinen bei diesen Gelegenheitsorbeiten ver-

dienten Einkünften gab er zu Hause iedenfoiis im Zeitraum 1981/

82 nichts ab.

Der dritte Sohn ist in der Türkei geboren und hotdortdie Volksschule

und Mittelschule besucht. Im Juni 1980 kam er nach Deutschiond

und betätigte sich hier nur als Gelegenheitsorbeiter. Von seinem

Verdienst gab er zu Hause nichts ab.

Die erste Tochter der Eheleute ist in der Türkei geboren und hat dort

die Volksschule besucht. Sie kam erst im Jahre 1982 nach Deutsch-

land, wo sie im Haushoit ihrer Eltern blieb.

Die zweite Tochter ist in Deutschland geboren, wurde iedoch

zunächst in der Türkei von den Großeltern mütterlicherseits aufgezo-

gen, wo sie auch die Voiksschule besuchte. Erst seit 1988 lebt sie

wieder in Deutschland.

Der vierte Sohn der Eheleute wurde in Deutschland geboren und ist

ousschiießiich hier aufgewachsen. In der Betreuung dieses Kindes

wechselten sich die Mutter von Frou—, deren Vater und eine

Schwesterab. In der Folgezeitwurde das Kind in einer Kinderkrippe

und später ieweiis von 7.00 Uhr bis 17.00 Uhr in einem Ganztags-

kindergorten untergebracht, während Frau — berutstötig war. Bei

Gelegenheit von Urlauben in der Türkei erwarb Herr — immer

wieder Grundstücke, für die er ständig Kreditem der Größenord-

nung von 10 000, bis 15. 000,- DM lauten hatte. Im Jahre 1976

hatten die Eheleute eine Eigentumswohnungm derTürkei erworben,

die seither von der Mutter von Frau —— bewohnt wird. Diese

Eigentumswohnung war über die türkische Sozialversicherungson—

sta|t mitzinsgünstigen Krediten finanziertworden. Autdiese Kredite

wurden deshalb in den Jahren 1981 /82 nur geringfügige Beträge

gezahlt.
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Dr. Theissen mit seinen Verteidigern Kreuzer, Fischer, Gabler

lmjohr 1980 hatte Frau — die Fahrerlaubnis erworben und hierfür

1.700,- DM cufgewondt. Im gleichen Jahr hatte sie einen PKW zum

Preis von 16.000,- DM gekauft. Die hierfür aufgenommenen Kredite

zahlte sie mit monaflich 1 .000,- DM zurück.

Für die anfängliche Betreuung ihres 1976 geborenen Sohnes durch

Verwandte hohen die Eheleute nicht mehr genau feststellbare,

iedoch nicht unerhebliche Beträge oufgewondi.

Bereits im Frühiohr 1979 war Frau — erneut schwanger geworden

und hatte am 31.5.1979 vorn Angeklagten einen Schwanger-

schofisabbruch vornehmen lassen (der nicht Gegenstand dieses

Verfahrens ist). im Verlauf des mit dem Angeklagten geführten

Gespräches hoffe sie ihm erklärt, daß es für sie sehr schwierig sei,

ein Kind in Deutschland aufzuziehen, weil sie Sorge habe, dann ihre

Arbeitsstelle zu verlieren.

Als Frau — Ende 1981 wiederum schwanger wurde, ließ sie die

Schwongerschofivon ihrem Housorz’rfesfsfellen und bat ihn um eine

Indikationsbescheinigung, was dieser iedo_gh oblehnte. Darauf

suchte sie wiederum den Angeklagten unter Übergabe eines Kron-

kenscheins auf, dem sie die Anzahl ihrer Kinder mitteilte, jedoch

ohne die Angabe von deren Alter und der näheren Umstände ihres
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Aufwachsens. Der Angeklagte stellte die 10. Schwongerschaftswo—

che fest. Nachdem die Frau die Einverständniserklörung unterschrie-

ben und die verlangten 350,- DM bezahlt hatte, nahm der Ange-

klagte den Eingriff vor. Bei einer am 29.1.1982 vorgenommenen

Kontrolluntersuchung wurden keinerlei auf den Schwangerschafts—

obbruch zurückzuführenden Beschwerden festgestellt.

Nach der kurzen Schilderung von Frau — konnte der Angeklagte

von einer unobwendbaren Notlage nichtousgehen. Dem Angeklag-

ten mußte bewußt sein, daß es auch bei den bereits vorhandenen

Kindern Probleme miider Betreuung gegeben haben konnte, und er

mußte insoweit nachfragen, was die Eheleute unternommen hatten,

um ein ordentliches Aufwachsen dieser Kinder zu ermöglichen.

Höhe er insoweit seiner ärztlichen Aufklärungspflichi genügt, hätte

er erfahren, daß bei dem letzten Kind die Betreuung zunächsidurch

Familienongehörige sowie anschließend eine Unterbringung in

Kinderkrippe und Kindergarten möglich gewesen war, so daß

dieses auch bei einem weiteren zu erwartenden Kind in Beirachtge—

kommen wäre. Der Schilderung von Frau — konnte und mußte er

entnehmen, daß es dieser vorrangig darum ging, nun keine weite—

ren Kinder mehr zur Welt zu bringen und ihre Existenz im Hinblick

auf eine mögliche Rückkehr in die Türkei weiter zu festigen.

Auch obiek'riv konnte von einer unobwendbaren Notlage nicht

ausgegangen werden. Die Eheleute verfügten über ein solides

Einkommen und waren immerhin in der Lage, immer wieder

Grundsiücksgeschöf’re in der Türkei zu tätigen. Daß ihr Lebensstan-

dard durchaus nichiim untersten Bereich lag, ergibisich nichizuletzt

auch daraus, daß sie einen PKW der Mittelklasse finanzieren und

es sich leisten konnten, das Einkommen eines Teils ihrer Söhne nicht

zum gemeinsamen Fomi|ienunierhoh heranzuziehen. Von einer

starken psychischen Belastung durch die Betreuung der Kinder kann

nicht die Rede sein, da Frau — im Zeitpunkt des Abbruchs nur ein

einziges Kind, den 5iöhrigen Sohn, in ihrem Haushalt hoffe, das

noch nicht selbsierhchungsföhig war.

Der Sachverständige bestätigt den Eindruck der Kammer, daß es

sich bei Frau — um eine seibsiöndige Frau handelt, die eigenveron’r-

worilich ihre Lebensgestaltung in die Hand genommen hatte und

auch bisher nie durch die Zahl ihrer Kinder psychisch irgendwie

beiastei gewesen war. Im Falle von familiären Engpässen setzte sie

ihr Organisctionsfolenf ein. Anhaltspunk’re dafür, daß dem Ange-

klogien dieser Eindruck möglicherweise nichivermifieltworden sein

könnte, bestehen nicht.
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Station eines Kreuzzugs

Es ist Krieg. Die katholische Kirche hat sich selbstverständlich iedes

direkten Zugriffs auf Memmingen enthalten. Man hat nur Glocken

gelöutef zum Fest der unschuldigen Kinder. Man hat nur, ganz

überpersönlich, erklärt, die Abtreibungsfroge dürfe nie allein von

den Bedürfnissen der Frau her befrachtetwerden. Man müsse ”das

menschliche Züge tragende Antlitz des Ungeborenen vor sich

haben”, des Ungeborenen, das sich als "Träger eines eigenen

Lebensrechts" noch nicht "selbst verteidigen kann". Man hat nur

erklärt, daß man sich "niemals mit den bestehenden gesetzlichen

Rege|ungen" - nicht einmal mit diesen - "zum Schwongerschcfisob-

bruch obfinden" werde.

Und man hatgesagf, im Fernen und doch gonzgegenwörflgen Rom,

denn man kämpft überall in der Welt, daß leder, der Verhütungsmif-

tel benutzt nicht will, "doß neues Leben entsteht, weil er ein solches

Leben als Ubel betrachtet”. Und man hofgesogf: ”Dos istdiegleiche

Einstellung wie die eines Mörders, der es als Übel ansieht, daß sein

Opfer existiert."

Und so saß die katholische Kirche in Memmingen mit am Richter—

fisch.

Gerhard Mouz
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Magcl und Mutter - lebenslönglich

Das Frauenbild der Memminger Richter

Vordergründig ist dies das Urteil gegen einen Mann. Dahinter aber

steht die Verurteilung von Frauen — von solchen Frauen. indem das

Urteil noch einmal jeden Fall einzeln behandelt, enthüllen die Richter

— unfreiwillig - ihr eigenes Frauenbild.

Feindbild starke Frau

Bei allen anderen Gruppen findet das Gericht immer mal wieder

eine Indikation nachvollziehbar und spricht Dr. Theissen vom Vor-

wurf der fehlenden Indikation frei - in der Gruppe der Selbstbestimm-

ien nicht. Frauen, die als Begründung einfach ihren Willen angeben

— besser: ihren Unwillen, ietzt (noch) ein Kind zu bekommen -finden

kein Pordon. Ganz deutlich spricht das Gericht das im Fai|e einer

unverheiro’reien Kauffrau aus. Hier finden die Richter einen beson-

ders starken Unrechisgeholt, weil bei ihr "weiiab von einer Notlage

der Wunsch im Vordergrund stand, ein unabhängiges Leben führen

zu können, ohne durch ein Kind gebunden zu sein”. Der Wunsch

nach Unobhängigkeiiwird zwar jedem Mann zugesionden, Frauen

aber nicht.

ihr Unverständnis über die Abtreibungsgründe solcher Frauen

verbergen die Richter kaum. In entsprechenden Fällen werden die

höchsten Strafen gegen Dr. Theissen verhängt: fünf und sechs

Monate ie Fall.

Ein eigener Lebenspian wird Frauen nich’rzugestonden. Is’reine Frau

jung und noch mih‘en in der Berufsausbildung, gilt das keineswegs

als Grund für eine Indikation; eine Ausbildung oder Lehre kann ja

später fortgesetzt werden. Aus welcher Lebenserfohrung heraus

urteilen Richter, die vorschlagen, eine Mutter mit Kleinkind könne

ihre Lehre iederzei’r wieder aufnehmen und die nötigen Abschluß—

prüfungen iederzeit nochholen?
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Mönnerphcmtasie:

das ”Hascherl”

Das ”arme Hoscherl” entspricht dem Frouenwunschbiid der

Memminger Richter. Wenn die Situation der Frau wirklich verzwei—

felt ist, kann es ihrvieileichigeiingen, das Herz der Richter zu erwei-

chen. Wenn Krankheit, Schulden oder Portnerschoi‘isprobleme allzu

offensichtlich keinen Ausweg lassen, dann sind sie zu Milde bereit.

Hat das "Hoscherl" Angst, so solien die Frouenörzte ihm die

Befürchtungen ousreden. Angst davor, ein behindertes Kind zu

bekommen, war in mehreren Fällen ein lndikofionsgrund. Hat die

Frau zu Beginn der Schwangerschaft Cortison oder Vo|ium genom-

men oder ist sie schon 45 Jahre alt - das Gericht findet das alles nur

halb' so schlimm.

Die Frau als Gefäß

Die Richter sehen die Frau als Gefäß, das zur Aufbewahrung eines

Embryos bis zur Geburt gedacht ist. Diese männliche Wunschvor—

stellung Spuk? vor allem durch die Uriei|sbegründung bei Fällen der

medizinischen Indikation. Dos Gefäß mag wockiig sein oder schon

Sprünge haben, zur Aufbewahrung kann es allemal noch dienen.

Ein Venenieiden? Do wollen wir doch erstmal einen Fachmann

befragen. Der Hausarzt hat vor einer weiteren Schwongerschoii

gewarnt? Da muß das Gericht erst prüfen, ob wirklich Todesgeichr

bestand.

Mir kommt es vor wie eine militärische Musterung: tauglich? Dann

muß die Schwangerschaft ousgeirogen werden!

Und wenn die Frau für sich als Mufler keine Zukunft sieht? Dann soil

sie das Kind wenigsten's austragen - und es danach zur Adoption

freigeben.

Die Sfootsonwölie haben nicht gemerkf, daß sie mit dieser Zumu-

tung die Indikationsregelung nicht mehr nur in ihrem Sinne ousie

gen, sondern gleich ganz abschoffen. Wenn eine Adoption in

iedem Fall zumutbar ist, brauchen wir keine allgemeine Nofiogenin—

dikofion mehr.
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Wer gibt Ihren Ideen Kredit und

Ihrer Geldanlage Zukunft?

Die Frankfurter.

ldeenreichtum, Beweglichkeit und

Finanzkraft heben die Frankfurter zu

einem der führenden privaten Spezia|—

institute für langfristige lmmobilien— und

Kommunaldarlehen werden lassen. Bitte

rufen Sie uns an: Telefon 089/22 65 41.

Die Frankfurter Hypothekenbank gilt

als eine der ersten Emissionsadressen.

Ihre Pfandbriefe und Kommunalschuld—

verschreibungen gehören zum festen

Bestand in den Wertpapierdepots

erfahrener Anleger.

Fragen Sie Ihren Anlageberater bei Ihrer

Hausbank nach unseren Wertpapieren

Frankfurter @

Hypothekenbank



Genug ist nie genug: die Mutter

Grundsätzlich gehen die Richter davon aus, daß allen Frauen, die

schon Kinder haben, weiiere Kinder zugemutei werden können. Je,

schrecklicherweise sprechen die Richter immer wieder von "zumut-

bar". Kann man all die Liebe und Aufopferung, die ein Kind braucht,

um glücklich zu werden, wirklich einem Menschen gegen seinen

Willen "zumuten"? Sind Frauen wie Mögde, die einen "Dienst"

leisten müssen? Ist Liebe nichi ein Geschenk - und damit freiwillig?

Ich will an einem Beispiel deutlich machen, zu welchen Opfern die

Richter eine Frau verurteilen wollen:

Eine 37iöhrige Türkin hat sechs Kinder und fürchtet - nun wieder

schwanger-, auch noch ihre Arbeitssielle zu verlieren. Eine Notlage

kann das Gericht nicht erkennen. Die Frau sei die Belastungen

gewohnt. Die Erziehung der 6 Kinder sei ia wohl auch schon

schwierig gewesen. Ein weiteres, siebfes Kind ist also ”zumutbar”.

Das Gericht konstaiien‘ kühl: ”Von einer starken psychischen Bela-

stung kann nicht die Rede sein, da sie zum Zeitpunkt des Abbruchs

nur ein einziges Kind, den fünfiöhrigen Sohn, im Haushalt hatte.”

Das ist das Frauenbild: Nach sechs Kindern noch immer kein Recht

auf Erschöpfung. So können nur Männer urteilen, die Kindererzie—

hung - wenn überhaupt - höchstens als Feierabendvöfer kennen.

Sexistische Richter

Bezeichnenderweise sie|iidas Urteil fest, daß ”Wert und Würde des

ungeborenen Lebens gegen die inieressen der Frau obzuwögen

sind". Dem Embryo werden also Wert und Würde zuerkonni, der

Frau nur "Interessen". An dieser Stelle wird die ganze Frouenveroch-

tung deutlich: Weigeri sich eine Frau, eine Schwangerschaft auszu-

frogen, aus welchen Gründen auch immer, veriiertsie in den Augen

der Richter ihren Wert.

Es ist sexistisch‚ Frauen kein Recht auf ein selbstbestimmtes Leben

zuzuges’rehen, ein Recht, das sich Männer nehmen können, ohne

dafür von einem Gericht geschmöhi zu werden. Es ist frouenvercuch-

iend, wenn man Frauen wegen ihres Geschlechts auf eine ganz be—

stimmie Rolle - Mufler und immer wieder Mufler - Festlegen will. Und

es is‘r misogyn, wenn man von Frauen eine nie endenwoliende Op-

ferbereiischai’t erwartet. Das Urteil bedeutet für Frauen Zwongsmut-

terschofi - und die lebenslöngiich.

28



)

IHR GESICHT IST DAS MASS AHER DIN6E.

EYEMETRICS-Brille‚ omputerh echnetfürperfe

Jedes Gesichi ist anders. Die Nase, die Augen, die Ohren. Die EYEMETRICS Brille nimmt hierauf besonders

Rücksicht. Mit Hilfe eines neuartigen Messverfahrens wird ein präzises (omputer—Diugrumm Ihrer Gesithts—

konturen erstelli.Dunuch wird die Brille individuell aus federieichien Bauieilen gefertigt und hat so die

idealen Maße. Das Ergebnis: Eine EYEMETRICS Brille bietet ungeahnien Tragekomfort.

Wir beraten Sie gerne. Kommen Sie zu uns:

MÜNCHEN, MAXIMILIANS'I'RASSE 40,lMCAMPARI-HAUS,“l.089/228546'I

METRICS® DIE ANDERE BR!LLE



Oma, hupf

Diese Muflerrolle haben Frauen nach Auffassung des Gerichts

immer. Selbst wenn sie ihre eigenen Kinder großgezogen haben,

gibt es keine Entpflichtung. Ganz selbstverständlich will man auch

Großmüfler wieder auf die Muflerrolle verpflichten.

Die 18]Öhrige ledige Schwangere hot schließlich eine Mutter, die

schon zwei nichteheliche Kinder von zwei Schwestern betreut.

Neben diesen Ein— und Zweiiöhrigen soll die Großmuh‘er das

Neugeborene noch dazu übernehmen, wenn die Tochter als Bedie—

nung arbeitet.

Verschleiernd redet das Gericht zwar auch von "Angehörigen"

oder ”Familie", endet dann aber im konkreten Fall immer bei der

Pflich’rzuweisung an die Großmutter. Wenn sie in greifbarer Nähe

ist, muß sie offensichtlich zu weiieren Mufierpflichten bei ihren

Enkeln bereit sein - und zwar bis zur Selbstoufopferung: "Auch wenn

die Großmutter infolge gesundheitlicher Beschwerden gelegentlich

togeweise ons Beh‘ gefesselt war, wäre doch die Betreuung eines

Kindes (.) möglich gewesen.”

Die Konsequenz

Dos Grundrecht müßte lauten:

Jede Frau hat das Recht, allein zu entscheiden, ob sie eine

Schwangerschaft auströgt oder nicht.

Heide Hering
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LebensWert

„Bravo, bravissimo. .. da capo!“ Wenn Sie sich auch für

später einen Logenplatz im Leben reservieren wollen,

denken Sie beizeiten an eine Zugabe. An ein sicheres

Polster, mit dem Sie Ihren Lebensabend lebenswert

gestalten können.

Die Allianz Lebensversicherung findet mit Sicherheit

auch Ihren Beifall. Am besten, Sie sprechen mit Ihrem

Allianz Fachmann.
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GROSSVERTRETER DER MERCEDES—BENZ AG

Landsberger Straße 382 München ° Telefon 5 8910 - FS 05 22046
Verwaltung — Verkauf — Pkw- und Lkw-Service

Landsberger Straße 436a, München:
Gebrauchtwagenzentrum — Pkw + Lkw
Telefon 58 91-344 + 314
Maximiliansplatz 12b: Ausstellungsräume —
Pkw-Verkauf: Telefon 5 8912 82

Kidlerstra.ße 36:
Verkauf -— Pkw-Service — Télefon 5 8910
Zamdorfer Straße 80: Reparaturwerk für
Lkw und Pkw, Ersatzteile — Tblefon 93 5061

Am Werbering 3, Heimstetten:
Unimog-Generalvertretung —
Unimog-Service — Telefon 900070
Hoflacher Straße 9, Alling:
Pkw- und LkW-Service: Telefon 08141/71077

Julius-Haerlin-Straße 39, Gauting:
Pkw-Lkw-Unimog—Service: Telefon 8 50 60 56 / 57
Südliche Münchener Str. 29, 33—3421
Grünwald: Pkw-Service — Telefon 641891


